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26. DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 


Auf Grund von $ 34 Abs. 4 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des 
Geldwesens (Umstellungsgesetz) wird verordnet: 


Artikel 1 


$ 3 der Siebzehnten Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
wird geändert und erhält folgende Fassung: 

„1. Endet das am 21, Juni 1948 laufende Geschäftsjahr vor dem 
1. Januar 1949, so kann der am 21, Juni 1948 beginnende Teil des 
Geschäftsjahres mit dem folgenden Geschäftsjahr verbunden werden, 
Bei juristischen Personen entscheiden hierüber die gesetzlichen Ver- 
treter. Bei Unternehmen, die der Eintragung in ein öffentliches 
Register bedürfen, ist die Entscheidung nur wirksam, wenn sie 
spätestens bis zum 30. September 1949 dem Registergericht angezeigt 
wird; einer Eintragung in das Register und einer Veröffentlichung 
bedarf es nicht. . 

2. Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vor, oder wird 
von der Befugnis nach Abs, 1 kein Gebrauch gemacht, so beginnen die 
gesetzlichen und satzungsmäßigen Fristen für die Aufstellung, Vor- 
legung, Feststelung und Veröffentlichung des ersten Jahresabschlusses 
in Deutscher Mark am 1. Juli 1949. 


Artikel 2 


Entscheidungen, die auf Grund des $ 3 der Siebzehnten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz in der bisherigen Fassung bereits 
getroffen worden sind, bleiben wirksam; sie stehen jedoch einer anderen 
Entscheidung auf Grund der nach Art, 1 geltenden Fassung dieser 
Vorschrift nicht entgegen, es sei denn, daß gleichzeitig nach Maßgabe 
der allgemeinen Vorschriften eine Veränderung des Geschäftsjahres 
beschlossen worden ist. Verbleibt es bei einer auf Grund des $ 3 der 
Siebzehnten Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz in der 
bisherigen Fassung getroffenen Entscheidung, so beginnen die gesetz- 
lichen und satzungsmäßigen Fristen für die Aufstellung, Vorlegung, Fest- 
stellung und Veröffentlichung des ersten Jahresabschlusses in Deutscher 
Mark am 1, Juli 1949, A 


Artikel 3 
1. Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist maßgebend. 
2. Diese Verordnung tritt am 20. Juni 1949 in Kraft. 
IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 
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27. DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 
(Verordnung über Haben-Zinsen und Kupon-Zinsen) 
Auf Grund von $ 34 Abs. 4 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Umstellungsgesetz) wird verordnet: 
sı 


Zinsverbindlichkeiten von Geldinstituten für die Zeit vor dem 21. Juni 
1948 aus Einlagen erlöschen, mit Ausnahme von Haben-Zinsen, die dem 
Kontoinhaber vor dem 21. Juni 1948 gutgeschrieben worden sind, 


s2 
1. Verbindlichkeiten aus Zinsscheinen für Reichsmark-Schuldver- 


schreibungen von Geldinstituten, die nach den Ausgabebedingungen vor 
dem 21. Juni 1945 fällig waren und vorgelegt, aber nicht oder nur teil- 
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weise eingelöst worden sind, werden erst mit den Kapitalverbindlich- 
keiten aus den Schuldverschreibungen fällig, zu denen die Zinsscheine 
ausgegeben worden sind, spätestens jedoch am 31. Dezember 1960. Das 
gleiche gilt für Verbindlichkeiten aus Zinsscheinen dieser Art, die vor 
dem 21. Juni 1948 nicht vorgelegt worden sind, für den Betrag, zu dem 
die Zinsscheine auch bei Vorlage nicht eingelöst worden waren; im 
übrigen verbleibt es für solche Zinsscheine bei der bisherigen Fälligkeit. 

2. Die Verbindlichkeiten aus den unter Abs. 1’fallenden Zinsscheinen 
sind mit einer Deutschen Mark für je zehn Reichsmark in die Um- 
stellungsrechnung einzustellen. Eine dem Geldinstitut zuzuteilende Aus- 
gleichsforderung ist bis zur Höhe dieser Verbindlichkeiten unverzinslich. 


"98 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist maßgebend. 


s4 
Diese Verordnung tritt am 15. Juli 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAG DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION. 


28. DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 
(Verfahrensvorschriften über die Vertragshilfe nach $ 21) 


Auf Grund des $ 34 Abs. 4 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des 
Geldwesens (Umstellungsgesetz) wird hiermit verordnet: 


sı 
Für die richterliche Vertragshilfe nach $ 21 des Umstellungsgesützes 
gelten ausschließlich die Vorschriften dieser Verordnung. 


82 
Bei der Anwendung des $ 21 Abs. 2 des Umstellungsgesetzes kann 
der Schuldner sich auf Vermögensverluste, die er durch Beschädigung, 
Zerstörung oder Verlust ihm gehöriger beweglicher oder unbeweglicher 
Sachen auf Grund von Kriegsereignissen oder Kriegsfolgen erlitten hat, 
In gleicher Weise ‘berufen wie auf den Ausfall von Entschädigungs- 
ansprüchen gegen das Reich. Ra 


s3 
Ist der Schuldner durch Umstände, die er nicht zu vertreten hatte, 
daran gehindert worden, eine Verbindlichkeit, für welche die Vertrags- 
hilfe zulässig ist, zu erfüllen, so kann das Gericht auf Antrag des Schuld- 
ners anordnen, daß Rechtsfolgen, die für den Fall der Nichterfüllung 
oder nicht rechtzeitigen Erfüllung vorgesehen und dem Schuldner nach- 
teilig sind, ganz oder teilweise als nicht eingetreten gelten. 
s4 
1. Zur Gewährung der richterlichen Vertragshilfe ist das Amtsgericht 
zuständig, bei dem der Schuldner seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 
2. Das Amtsgericht kann die Sache aus wichtigem Grunde an ein 
anderes Amtsgericht abgeben, wenn sich. dieses zur Übernahme bereit 
erklärt. Einigen sich die Gerichte nicht, so entscheidet das gemeinsame 
obere Gericht und, wenn die Amtsgerichte nicht im gleichen Oberlandes- 
gerichtsbezirk gelegen sind, das Oberlandesgericht, zu dessen Bezirk das 
Gericht gehört, an das die Sache abgegeben werden soll. Die Ent- 
scheidung ist unanfechtbar, s £ 


3. Betrifft der Antrag lediglich Ansprüche, die an einem Grundstück — 


im Währungsgeblet durch eine Hypothek, Grundschuld oder Renten- 
schuld gesichert sind, so ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
das Grundstück gelegen ist. 





F 
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4. Mehrere Verfahren sollen bei dem zuständigen Gericht mit ein- 
ander verbunden werden.. Sind mehrere Anträge bei verschiedenen 
Gerichten gestellt, so ist das Gericht zuständig, bei dem zuerst ein 
Antrag eingegangen ist. Abs. 2 gilt entsprechend. 


85 


Auf das Verfahren der richterlichen Vertragshilfe findet das Reichs- 
gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit An- 
wendung, soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist. 


56 


1. Der Schuldner soll in seinem Antrag seine Vermögens- und Er- 
werbsverhältnisse offenlegen und angeben, daß er versucht hat, sich mit 
dem Gläubiger außergerichtlich zu einigen. 

2. Dem Antrag sind beizufügen: 

a) eine geordnete Vermögensübersicht, die eine Gegenüberstellung 
der Aktiven und Passiven enthält; 

b) ein Verzeichnis der Gläubiger und Schuldner mit Angabe der 
Anschrift, des Schuldgrundes und der Nebenrechte. 

3. Das Gericht kann Befreiung von diesen Erfordernissen bewilligen, 
wenn dies nach Lage des Falles geboten erscheint, insbesondere, wenn 
nur eing einzelne Verbindlichkeit Gegenstand des Verfahrens ist, 

4. Der Schuldner hat seine Angaben auf Verlangen des Gerichts 
glaubhaft zu machen. B 


87 


1. Auf Antrag eines Schuldners, der verpflichtet ist, wegen Über- 
schuldung oder Zahlungsunfähigkeit die Eröffnung des Konkurs- oder 
Vergleichsverfahrens zu beantragen, kann das Gericht anordnen, daß 
diese Verpfichtung bis zur Beendigung des Vertragshilfeverfahrens ruht, 
Es. soll diese Anordnung nur treffen, wenn begründete Aussicht besteht, 
daß durch den Ausgang des Vertragshilfeverfahrens der Grund für die 
Eröffnung des Konkurs- oder Vergleichsverfahrens wegfällt. Das Gericht 
kann diese Anordnung jederzeit aufheben. 

2. Lehnt das Gericht den Antrag des Schuldners ab, so gilt der 
Antrag auf Eröffnung des Konkurs- oder Vergleichsverfahrens als recht- 
zeitig gestellt, wenn er unverzüglich nach Rechtskraft der ablehnenden 
Entscheidung gestellt wird. 


88 


1. Die Vertragshilfe wird nur für Verbindlichkeiten gewährt, die der 
Schuldner nicht bestreitet. Bestreitet er einen Anspruch nur teilweise, 
so kann das Gericht für den nicht bestrittenen Teil die Vertragshilfe 
gewähren, 


2. Besteht Streit über den Grund oder den Betrag der Verbindlich- 
keit, so kann das Gericht das Verfahren bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung des Streites durch das Prozeßgericht aussetzen, 

3. Wird über einen Anspruch, bei dem der Schuldner berechtigt Ist, 
die richterliche Vertragshilfe zu beantragen, eim Rechtsstreit anhängig, 
so kann mit Zustimmung‘ des Gläubigers auch das Prozeßgericht in 
Ansehung dieser Verbindlichkeit die Vertragshilfe gewähren. Die Ent- 
scheidung ergeht durch Urteil und kann nur mit dem Urteil angefochten 
werden. 

859 


1. Das Gericht kann vor der Entscheidung, einstweilige Anordnungen 
zur Sicherung der Gläubiger und zum Schutze des Schuldners erlassen. 
2. Insbesondere kann es dem Schuldner Verfügungsbeschränkungen 
gemäß den $$ 58 bis 65 der Vergleichsordnung vom 26. Februar 1935 
(RGBl. I S. 321) auferlegen mit der Maßgabe, daß an Stelle des Ver- 
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gleichsverwalters eine Vertrauensperson bestellt werden kann. Der 
Vertrauensperson kann die Beaufsichtigung des Gewerbebetriebes des 
Schuldners übertragen werden. Auf ihre Rechte und Pflichten sind die 
$$ 38 bis 43 der Vergleichsordnung sinngemäß anzuwenden. 

3. Das Gericht kann während des Verfahrens anordnen, daß der 
Schuldner Sicherheiten zu stellen hat, 

4. Sind mehrere Forderungen Gegenstand des Verfahrens, so darf 
der Schuldner keine dieser Forderungen ohne gerichtliche Ermächtigung 
befriedigen oder sichern, 

5. Auf die Vollstreckung der in den Abs. 2 und 3 vorgesehenen An- 
ordnungen sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die 
Zwangsvollstreckung entsprechend anzuwenden. 


sıo 


«1, Das Gericht kann für die Dauer des Verfahrens durch besonderen 
Beschluß “anordnen, daß die Zwangsvollstreckung wegen der Verbind- 
lichkelt, für welche die Vertragshilfe beantragt ist, bis zur Entscheidung 
Über den Antrag mit oder ohne Sicherheitsleistung einstweilen ein- 
gestellt wird, Aus besonderen Gründen kann es auch anordnen, daß eine 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme aufzuheben ist, 

2. Die auf Grund des Abs. 1 getroffenen Anordnungen sind unan- 
fechtbar; das gleiche gilt für Entscheidungen, die eine solche Anordnung 
ablehnen. 

su 

Das Gericht soll mit den Beteiligten mündlich verhandeln und darauf 
hinwirken, daß sie sich gütlich einigen. Kommt eine Einigung zustande, 
.50 gelten für die Niederschrift und die Vollstreckbarkeit des Vergleichs 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über den Vergleich im bürger- 
lichen Rechtsstreit sinngemäß. 


812 


1. Kommt eine gütliche Einigung nach $ 11 nicht zustande, so trifft 
das Gericht durch einen mit Gründen versehenen Beschluß eine rechts- 
gestaltende Entscheidung. 

2. Das Gericht kann eine Verbindlichkeit mehrmals stunden, aber 
nur einmal herabsetzen; Stundung und Herabsetzung können neben- 
einander und nacheinander gewährt werden. Das Gericht kann dem 
Schuldner in der Endentscheidung aufgeben, Sicherheiten zu stellen, 

3. Das Gericht kann Teilentscheldungen darüber erlassen, in welcher 
Mindesthöhe der Schuldner Zahlungen zu leisten oder Sicherheiten zu 
stellen hat. Eine solche Entscheidung kann mehrmals ergehen, 

4. Das Gericht kann über die Stundung oder Herabsetzung mehrerer 
Verbindlichkeiten verschieden entscheiden, 


813 


1. Die rechtskräftige Entscheidung des Gerichts ersetzt die ent- 
sprechenden Vereinbarungen der Parteien. Sie wirkt nur hinsichtlich der 
Verbindlichkeiten, die in der Formulierung des Beschlusses selbst oder in 
einer Anlage aufgeführt sind. 

2. Aus der rechtskräftigen Entscheidung des Gerichts findet die 
Zwangsvollstreckung wie aus einem rechtskräftigen Urteil statt. 

s1 

1. Im ersten Rechtszuge entscheidet das Amtsgericht. 

2. Gegen die Entscheidung des Amtsgerichts ist die sofortige Be- 
schwerde an das Landgericht zulässig. Dasselbe gilt für eine Ent- 
scheidung gemäß $ 7 Abs. 1 dieser Verordnung. Einstweilige Anord- 
nungen, Auflagen und andere Zwischenentscheidungen des Amtsgerichts 
können nur mit der Endentscheidung angefochten werden. 

3. Gegen die Entscheidung des Landgerichts ist die sofortige weitere 
Beschwerde an das Oberlandesgericht zulässig. $ 27 des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist anzuwenden. 


DD 
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sı5 


Die Regelung der Kosten des Verfahrens ünd der außergerichtlichen 
Kosten Blei der Gesetzgebung. der Länder vorbehalten, 


816 
Ve 'everfahren, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
auf Gran des $ 21 des Umstellungsgesetzes eingeleitet worden sind, 
sind nach den Vorschriften dieser Verordnung weiterzuführen. . 
sh 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung Ist maßgebend, 
gı8 
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAG DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION, 





in ERSTE VERORDNUNG DER MILITÄRREGIERUNG ZUR AUS- 
FÜHRUNG DES GESETZES Nr. 59 
Wiedergutmachungsäimter 
Auf Grund des Artikels 78 Abs.1 des Rückerstattungsgesetzes wird 
verordnet: 2 
81 
Errichtung ” 
D Die Wiedergutmachungsämter werden als Behörden der Länder inner- 
halb der Justizverwaltung bei den Landgerichten für deren Bezirk errichtet. 
82 
> Besetzung £ 
1. Die Wiedergutmachungsämter werden mit einem Leiter und der 
erforderlichen Zahl von Mitgliedern besetzt. 5 
2. Der Leiter und die Mitglieder müssen die Befähigung zum Richter- 
amt oder zum höheren Verwaltungsdienst haben. Sie dürfen nicht als 
Berechtigte oder Rückerstattungspflichtige an Rückerstattungsverfahren 
beteiligt seln. 
83 
Aufgaben 
Die Aufgaben des Wiedergutmachungsamtes werden vom Leiter oder 
von einem Mitglied wahrgenommen. 
84 
nl Unabhängigkeit 


Abgesehen von der Befugnis der Milltärregierung zur Ergreifung- 
beliebiger Maßnahmen sind der Leiter und die Mitglieder eines Wieder- 
gutmachungsamtes keiner Weisung und keinem Eingriff einer anderen 
Stelle, sondern nur dem Gesetz unterworfen. 


85 
. Bestellung 

Der Leiter und die Mitglieder werden haupt- oder nebenamtlich von 
Fe a niferwaltungen bestellt. en erfolgt zunächst 
e ah. ‚um ‚ember , sodann jeweils für ein 

x 86 

ö Beamtenrechtliche Stellung 

» 1. Die Länder bestimmen, ob hauptamtliche Leiter und Mitglieder 
planmäßig oder außerplanmäßig ‘bestellt werden, Die hauptamtlichen 


Leiter und Mitglieder können auch Beamte auf Widerruf sein. Die Länder 
bestimmen das Diensteinkommen. 


